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Hinweisverfahren 2017/46 

Mieterstromzuschlag: Gebäude, Nebenanlagen und Verbrauch im 

unmittelbaren räumlichen Zusammenhang 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme und nehmen im Folgenden zu 

Ihren Fragen zum Mieterstromzuschlag binnen der gesetzten Frist Stellung. Soweit wir im 

Folgenden keine Stellung nehmen, besteht Einverständnis mit dem Hinweisentwurf vom 

23.02.2018. 

Zu Frage 1: Wie sind einzelne Wohngebäude voneinander abzugrenzen, beispiels-

weise im Fall von Reihenhäusern oder einer Blockrandbebauung? 

Der VfW teilt hinsichtlich des räumlichen Anwendungsbereiches die Prämisse aus dem 

Hinweisentwurf, dass die selbständige Benutzbarkeit der jeweiligen Einheit entsprechend 

der Gebäudedefinition des § 3 Nr. 23 EEG 2017 Ausgangspunkt der Frage sein muss, wo 

ein einzelnes (Wohn-)Gebäude endet und wo das nächste beginnt. Eine „Verklamme-

rung“ durch gemeinsam genutzte Infrastruktureinrichtungen wie Tiefgaragen findet inso-

fern nicht statt, da dies nichts an der selbständigen Benutzbarkeit des einzelnen Gebäu-

des ändert. In der Regel sind daher baulich zwar verbundene, aber gleichwohl z.B. durch 

Brandschutzwände getrennte Reihenhäuser, bei denen jedes Gebäude für sich über einen 

eigenen Hauseingang verfügt, daher jeweils ein Wohngebäude, auch im Sinne des § 21 

Abs. 3 EEG 2017. 

Hinsichtlich des zeitlichen Anwendungsbereiches gibt der VfW zu bedenken, dass die Bun-

desregierung die beihilferechtliche Genehmigung bei der EU Komm. vor dem 25.07.2017 

beantragt hat und dass dabei eine Mieterstromzuschlagsgewährung für ab dem 25.07.2017 

in Betrieb gegangene Solaranlagen beantragt wurde. Indem die EU Komm. am 20.11.2017 

die beihilferechtliche Genehmigung zu 100 % antragsgemäß gewährt hat, hat sie damit 

aber auch eine Zuschlagsgewährung ab dem 25.07.2017 genehmigt. In der Konsequenz 

sind Zuschläge für vom 25.07.2017 bis 20.11.2017 bereits in Betrieb gegangene Solaran-

lagen auch ab dem jeweiligen Datum der Inbetriebnahme auszuzahlen (und nicht erst ab 

dem 20.11.2017). Eine Zuschlagsgewährung ab dem 20.11.2017 käme nur dann in Be-

tracht, wenn der Antrag der Bundesregierung nur teilweise genehmigt worden wäre. Auch 

aus der Formulierung in § 100 Abs. 7, Satz 2 EEG 2017 folgt nichts anderes, denn darin 

heißt es lediglich, dass die Gewährung des Mieterstromzuschlags erst nach der beihilfe-

rechtlichen Genehmigung zu erfolgen hat, ohne, dass indes in dieser Norm der Umstand, 

dass die Auszahlung ab Inbetriebnahme der Anlage zu erfolgen hat, geändert bzw. über-

haupt geregelt würde. Auch § 100 Abs. 7, S. 2 EEG 2017 geht damit selbstverständlich 
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von einer rückwirkenden Auszahlungsmöglichkeit aus. Nur für Strom aus Solaranlagen, die 

vor Inkrafttreten des Mieterstromgesetzes in Betrieb genommen worden sind, besteht nach 

§ 100 Absatz 7 Satz 1 EEG 2017 kein Anspruch auf den Mieterstromzuschlag. 

Zu Frage 2: Wie ist die 100-kWp-Grenze in § 21 Abs. 3 Satz 1 EEG2017 anzu-

wenden? Insbesondere: (a) Ist § 24 Abs. 1 Satz 1 EEG2017 zur Er-

mittlung der 100-kWp-Grenze anzuwenden? (b) Entfällt der An-

spruch auf den Mieterstromzuschlag bei einer Leistung von insge-

samt mehr als 100kWp vollständig oder nur für den 100kWp über-

steigenden Leistungsanteil? 

Hinsichtlich der Anwendbarkeit des § 24 Abs. 1 EEG 2017 (Anlagenzusammenfassung) 

geht der Hinweisentwurf (zu Ziffer 4 und 7 des Hinweises) ohne Begründung in Rn. 19 ff. 

davon aus, dass § 24 Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 „auch“ zur Bestimmung der Höhe des 

Mieterstromzuschlags gemäß §§ 19 Abs. 2, 23 b Abs. 1, 23c Nr. 1 i.V.m. § 48 Abs. 2 EEG 

2017 anwendbar sei. Wäre dies indes zutreffend, würde dies dazu führen, dass für die 

Bestimmung des anzulegenden Wertes alle Solaranlagen zu berücksichtigen wären, die 

sich auf demselben Grundstück befinden. Wenn dementsprechend auf einem Grundstück 

mehr als eine Solaranlage installiert ist, würde der anzulegende Wert für die zweite An-

lage (auf einem anderen Wohngebäude auf demselben Grundstück) nach dieser Auffas-

sung der Clearingstelle EEG|KWKG nicht isoliert bestimmt werden können, sondern unter 

Berücksichtigung der Leistung der anderen Anlage (auf dem benachbarten Wohngebäude 

auf demselben Grundstück). Hätte die erste Anlage eine Leistung von 100 kWp, würde 

sich die Höhe des Mieterstromzuschlages für die zweite Anlage demnach insgesamt nach 

der Vergütungskategorie für Anlagen über 100 KWp bestimmen. 

Diese Rechtsauffassung hält der VfW für nicht überzeugend, zumal sie in dem Wortlaut 

des (neuen) § 24 Abs. 1 EEG 2017 und auch in der Gesetzesbegründung keine Stütze 

findet. Zutreffend ist es nach Ansicht des VfW vielmehr einzig die Höhe des PV-Mieter-

stromzuschlags ebenso wie die 100 kW-Schwelle in § 21 Abs. 3 EEG 2017 ausschließlich 

gebäudespezifisch zu bestimmen. 

Die Gesetzesbegründung (in: BT-Drs. 18/12355, S. 19) stellt ausdrücklich klar, dass nur 

die Vergütungskategorien „bis 10 Kilowatt“, „über 10 Kilowatt bis 40 Kilowatt“ sowie 

„über 40 Kilowatt bis 100 Kilowatt“ für den Mieterstromzuschlag gelten. Ein PV-Mieter-

stromzuschlag in einer Kategorie „über 100 Kilowatt“ sollte also nach dem Willen des Ge-

setzgebers nicht zur Anwendung kommen. Bereits das spricht gegen die Zulässigkeit der 

Auslegung im Hinweisentwurf der Clearingstelle EEG|KWKG. 

Der Gesetzgeber geht insoweit selbst davon aus, dass es beim PV-Mieterstromzuschlag 

insgesamt „auch keiner Anlagenzusammenfassung nach § 24 EEG 2017 bedarf“ (BT-Drs. 

18/12355, S. 17). 
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Darüber hinaus spricht für die hier vertretene Ansicht auch die Gesetzessystematik: Denn 

§ 23b Abs. 1 EEG 2017, welcher die Überschrift „besondere Bestimmungen zum Mieter-

stromzuschlag“ trägt, verweist zur Ermittlung des anzulegenden Wertes unmittelbar auf 

§ 48 Abs. 2 und § 49 EEG 2017. Ein Rückgriff auf § 24 EEG 2017 wird aufgrund dieses 

abschließenden Verweises a priori abgeschnitten – und wäre damit contra legem. 

In der Gesetzesbegründung (in: BT/Drs. 18/12344, S. 21) heißt es dementsprechend 

wörtlich: 

„Durch die Änderung in § 24 Absatz 1 wird klargestellt, dass sich die Anlagenzu-

sammenfassung nach § 24 Absatz 1 EEG 2017 auf die Fälle des § 21 Absatz 1 und 

§ 22 EEG 2017 beschränkt. Die Anlagenzusammenfassung bei Mieterstrom nach § 

21 Absatz 3 EEG 2017 erfolgt hingegen gebäudespezifisch. Es werden somit nur die 

Anlagen auf, an oder in dem Gebäude zusammengefasst. Sofern die Summe der in-

stallierten Leistung der Solarmodule auf einem Gebäude 100 kW übersteigt, besteht 

nach § 21 Absatz 3 EEG 2017 kein Anspruch auf Mieterstromzuschlag.“ 

Aber auch der Sinn und Zweck sowie der Wille des Gesetzgebers sprechen gegen die An-

wendung des § 24 EEG 2017 auf den anzulegenden Wert zur Bestimmung der Höhe des 

PV-Mieterstromzuschlags. Denn der Gesetzgeber will durch die Einführung des PV-Mieter-

stromzuschlags die wirtschaftliche Attraktivität von Solaranlagen bis zu 100 kW auf 

Wohngebäuden erhöhen (BT-Drs. 18/1272, S. 23). Dabei hat er sich explizit für eine ge-

bäudespezifische Betrachtung der Anlage ausgesprochen (BT-Drs. 18/12355). Wendet 

man diese gebäudespezifische Betrachtung nur bei den Anspruchsvoraussetzungen nach 

§ 21 Abs. 3 EEG an und nicht auch auf die Höhe des Mieterstromzuschlages nach § 23b 

Abs. 1 EEG 2017 i.V.m. § 48 EEG, so würde aber diese gesetzgeberische Intention unter-

laufen. Denn durch die Erhöhung des anzulegenden Wertes verringert sich die wirtschaft-

liche Attraktivität erheblich. Damit wäre die gesetzgeberische Intention in ihr Gegenteil 

verkehrt. 

Nach alledem ist der Hinweisentwurf an dieser Stelle zu korrigieren: die Höhe des PV-

Mieterstromzuschlags ist ebenso wie die 100 kW-Schwelle in § 21 Abs. 3 EEG 2017 aus-

schließlich gebäudespezifisch zu bestimmen. Nur bei der Berechnung der Überschussver-

gütung ist § 24 Abs. 1 EEG 2017 anzuwenden. 

Zu Frage 3: Unter welchen Voraussetzungen liegt ein Verbrauch „im unmittelba-

ren räumlichen Zusammenhang“ i.S.v. § 21 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 EEG 

2017 vor? 

Die Clearingstelle EEG|KWKG stellt in Rn. 21 ihres Hinweisentwurfes zutreffend fest, dass 

es sich bei der Wortgruppe „unmittelbarer räumlicher Zusammenhang“ um einen unbe-

stimmten Rechtsbegriff handelt. Ebenfalls zutreffend stellt die Clearingstelle EEG|KWKG 
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sodann auch fest, dass in § 3 Nr. 19 EEG 2019 bei der Definition der Eigenversorgung die 

gleiche Wortgruppe genutzt wird (Rn. 26 und 46 f.). 

Im Interesse der Einheitlichkeit der Rechtsordnung begrüßt es der VfW daher grundsätzlich 

auch, wenn die Clearingstelle EEG|KWKG zur Bestimmung des näheren Inhalts dieser 

Wortgruppe „unmittelbarer räumlicher Zusammenhang“ auf den entsprechenden Leitfaden 

zur Eigenversorgung der BNetzA (aus Juli 2016) verweist und auf die dortigen Ausführun-

gen zur Frage des „unmittelbaren räumlichen Zusammenhangs“. Indes verkennt die Clea-

ringstelle EEG|KWKG, dass die BNetzA in diesem Leitfaden durchaus anerkennt hat, dass 

„räumlich-funktional stark verbindende Bauwerke mit offensichtlicher, funktional 

verbindender Bedeutung“ 

einen durch „unterbrechende Elemente“ wie Straßen, Schienentrassen, Flüsse oder Wald-

stücke zunächst prima facie gestörten Zusammenhang wieder überwinden können, d.h. 

wiederherstellen können (Leitfaden BNetzA zur Eigenversorgung, Seite 36). Insofern 

schließen auch nach Auffassung der BNetzA eine Straße oder eine Schienentrasse oder 

ein Fluss einen „unmittelbaren räumlichen Zusammenhang“ keineswegs zwingend aus. 

Die in Rn. 50 des Hinweisentwurfes der Clearingstelle EEG|KWKG gezogene Schlussfolge-

rung, dass bei einem Wohnquartier, das durch eine Straße durchschnitten wird, nur die 

auf der jeweiligen Seite der Straße befindlichen Verbrauchsstätten noch „in unmittelba-

rem räumlichen Zusammenhang“ liegen könnten, ist daher in dieser Absolutheit falsch 

und nicht in Übereinstimmung mit der Auffassung der BNetzA. 

Der VfW bittet insoweit dringend um Korrektur und Angleichung an die Auffassung der 

BNetzA, die hier durchaus differenzierter ist. Es gibt selbstverständlich Wohnquartiere, 

die aufgrund ihrer gemeinsamen Architektur und Gestaltung sowie insgesamt verbinden-

den Wirkung ihrer Bauweise sich als dermaßen ineinander verzahnt darstellen, dass sie 

„unmittelbar zusammengehörend“ aussehen, obgleich sie z.B. durch eine schmale Einlie-

gerstraße gequert werden. Wohnquartiere sind immer durch Straßen zu erschließen 

(wenn sie nicht autofrei sind), so dass eine Straße mitsamt ihrer sozialen Funktion na-

hezu immer zum Wesen eines Quartiers gehört. Eine solche Straße zerstört dann aber 

längst nicht immer und per se den „unmittelbaren räumlichen Zusammenhang“. 

a. 

Nach Ansicht des VfW hat jede Auslegung dieser Wortgruppe „unmittelbarer räumlicher 

Zusammenhang“ dementsprechend auch zu berücksichtigen, dass dies von seinem Wort-

laut her eben auch etwas vollkommen anderes ist als „unmittelbare räumliche Nähe“. 

„Nähe“ ist ein Qualifizierungsmerkmal gegenüber dem bloßen „Zusammenhang“. „Nähe“ 

ist enger und unmittelbarer, während „Zusammenhang“ sprachlich immer auch „lose“ sein 

kann. Eine am allgemeinen Sprachgebrauch orientierte Auslegung muss auch dies berück-

sichtigen und die gesetzgeberische Entscheidung, die damit einhergeht: der Gesetzgeber 



VfW-Stellungnahme vom 19.03.2018 zum Hinweisverfahren 2017/46 6/11 

hat nicht „Nähe“ formuliert, sondern „Zusammenhang“. Damit hat er aber auch nicht ver-

langt, dass zwischen dem Ort der Erzeugung (Wohngebäude) und dem Ort des Verbrauchs 

des PV-Mieterstroms überhaupt kein Hindernis mehr liegen darf. Vielmehr kann ein „loser 

Zusammenhang“ auch bei größeren räumlichen Entfernungen und/oder dem Bestehen von 

geographischen Barrieren und/oder Hindernissen noch zu bejahen sein.  

Entscheidend ist insofern der objektive Gesamteindruck bei Blick auf die Häusergruppe 

oder das Quartier, vgl. dazu auch bereits das OLG Stuttgart in seinem Urteil vom 

27.05.2010, Az: 202 EnWG 1/10, zum alten § 110 EnWG a.F. und dem dortigen „räumlich 

zusammengehörenden Gebiet“, welches nach Auffassung des OLG immer dann vorliegt, 

„wenn aufgrund einer gewissen räumlichen Nähe und Verbindung zwischen den Grundstü-

cken das Gebiet aus Sicht eines objektiven Betrachters als einheitlich wahrgenommen 

wird.“ Eine solche objektive Sichtweise unter Beachtung der örtlichen Verhältnisse ist auch 

beim „unmittelbaren räumlichen Zusammenhang“ angezeigt, so dass diese Wortgruppe 

durchaus „relativ“ zu sehen ist. 

b. 

Eine so zu vollziehende Auslegung steht schließlich auch im Einklang mit dem Verständnis, 

wie sie im sonstigen Energierecht für die Wortgruppe „unmittelbarer räumlicher Zusam-

menhang“ besteht. So ist z.B. im Energieeffizienzrecht für § 5 Abs. 1 Nr. 1 EnEV ebenfalls 

anerkannt, dass das dort ebenfalls genutzte Tatbestandsmerkmal „unmittelbarer räumli-

cher Zusammenhang“ auch dann erfüllt ist, wenn das Gebäude nicht vom eigenen Grund-

stück, sondern z.B. von einem der Nachbargrundstücke her versorgt wird. Nahversor-

gungssysteme auf Quartiersbasis sollen auch dadurch explizit gefördert (und nicht verhin-

dert) werden, so dass der Begriff „unmittelbar“ auch hier mit Blick auf die konkreten örtli-

chen Verhältnisse anzuwenden und auszulegen ist (Danner/Theobald/Stock, Energierecht, 

95. EL Oktober 2017, EnEV § 5 Rn. 4, beck-online). Eine bestimmte, allgemein gültige 

Entfernung zwischen dem Gebäude und der stromerzeugenden Anlage kann auch bei die-

ser Vorschrift daher nicht angenommen werden. Ein unmittelbarer räumlicher Zusammen-

hang wird dementsprechend auch dort z.  B. in einem Bereich mit großen Grundstücken 

und aufgelockerter Bebauung auch bei einem größeren Abstand zwischen dem zu versor-

genden Gebäude und der erzeugenden Anlage angenommen. Auch dort kann der gefor-

derte „unmittelbare räumliche Zusammenhang“ daher auch dann bestehen, wenn die 

stromerzeugende Anlage nicht direkt auf dem Nachbargrundstück betrieben wird, sondern 

dazwischen ein weiteres Grundstück, wie etwa eine Straße, liegt (ebenso: Danner/Theo-

bald/Stock, 95. EL Oktober 2017, EnEV, § 5 Rn. 4, beck-online). 

c. 

Wenn die Clearingstelle EEG|KWKG sodann in Rn. 71 des Hinweisentwurfes pauschal 

„Zweifel“ dahingehend äußert, „ob die Kundenanlage ein taugliches Kriterium ist, um den 
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unmittelbaren räumlichen Zusammenhang im Einzelfall zu bestimmen“, so ist diese Aus-

sage an sich wenig überraschend. Es fragt sich aber, welches Ziel mit dieser Aussage 

verfolgt wird. 

Der VfW würde es begrüßen, wenn dies – zumal vor dem Hintergrund der folgenden Aus-

führungen – klargestellt werden könnte und der entsprechende Satz in Rn. 71 des Hin-

weisentwurfes – sowie die weitergehenden dahingehenden eher tendenziösen Ausführun-

gen – gestrichen oder doch zumindest geändert und „verobjektiviert“ werden würden. 

aa. 

Zutreffend ist, dass die Wortgruppe „unmittelbarer räumlicher Zusammenhang“ in § 21 

Abs. 3 EEG 2017 etwas anderes ist als die Wortgruppe „räumlich zusammengehörendes 

Gebiet“ in § 3 Nr. 24a EnWG. Insofern ist es selbstverständlich, dass aus der Bejahung des 

Vorliegens einer Kundenanlage i.S.d. § 3 Nr. 24a EnWG kein zwingender Rückschluss da-

rauf gezogen werden muss, dass dann auch ein „unmittelbarer räumlicher Zusammen-

hang“ i.S.d. MPV-Mieterstromzuschlags vorliegt. Das ist nahezu banal und bedarf aus un-

serer Sicht keiner expliziten Erwähnung. Bei der Frage des räumlichen Erstreckungsberei-

ches einer Kundenanlage fehlt gerade das Wort „unmittelbar“ im Gesetzestext. Auch ist es 

selbstverständlich, dass ein „räumlich zusammengehörendes Gebiet“ nicht notwendig „im 

unmittelbaren räumlichen Zusammenhang“ liegen muss – aber auf der anderen Seite eben 

durchaus auch liegen kann.  

bb. 

Die anderen Ausführungen in Rn. 71 sind indes für die Frage nach dem Mieterstromzu-

schlag wenig ergiebig, denn sie gehen am Wortlaut des § 21 Abs. 3 EEG 2017 bzw. des 

EEG 2017 insgesamt ebenso vorbei wie an der gesetzgeberischen Intention: der Gesetz-

geber des PV-Mieterstromgesetzes hat sich im Ergebnis gegen die Kundenanlage als allei-

niges Abgrenzungskriterium des Verbrauchsortes entschieden und damit auch gegen das 

„räumlich zusammengehörende Gebiet“, welches in § 3 Nr. 24a lit. a) EnWG eine der Vo-

raussetzungen der Kundenanlage ist.  

Sofern durch diese Ausführungen in Rn. 71 des Hinweisentwurfes darüber hinaus rechts-

politische Argumente in Richtung einer Anpassung des § 21 Abs. 3 EEG 2017 getätigt wer-

den sollen, so sei hierzu indes wie folgt Stellung genommen: 

(1) 

Die Kundenanlage in § 3 Nr. 24a EnWG stellt eine Legaldefinition für eine solche elektrische 

Anlage zur Abgabe von Energie bereit, die per definitionem kein Netz der allgemeinen 

Versorgung darstellt. Damit kann der im EnWG unspezifische und bis heute nicht legal 

definierte Netzbegriff durch die Norm des § 3 Nr. 24a EnWG eingegrenzt werden und be-

steht für die dezentrale Objektversorgung eine Rechtsgrundlage. 
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Entscheidend ist dabei, dass es in vielen dezentralen Versorgungskonstellationen – so auch 

bei der PV-Mieterstrombelieferung – essentiell ist, dass der zugleich sowohl dezentral pro-

duzierte, als auch dezentral verkaufte Strom nicht durch ein Netz der allgemeinen Versor-

gung fließt. Der EEG-Gesetzgeber selbst geht insofern ebenfalls davon aus, dass PV-

Mieterstrom mangels Netzentgeltzahlungspflicht einen Vorteil von 8,5 Cent/kWh gegen-

über „normalem“ Netzstrom hat (weshalb er von den anzulegenden Werten für die Förde-

rung eben diese 8,5 Cent/kWh in § 23b Abs. 1 EEG 2017 abzieht). Es wird daher voraus-

gesetzt, dass PV-Mieterstrom durch kein Netz fließt. 

Das geschlossene Verteilernetz nach § 110 EnWG scheidet in diesen Konstellationen der 

urbanen PV-Mieterstromversorgung demgegenüber zumeist aus, weil es um die Versor-

gung von privaten „Mietern“ (bzw. Wohnungseigentümern) geht, also um eine Belieferung 

an Haushaltskunden i.S.d. § 3 Nr. 22 EnWG. Letztere dürfen indes in einem geschlossenen 

Verteilernetz nur in sehr begrenztem Umfang versorgt werden (vgl. § 110 Abs. 2 S. 2 

EnWG), so dass ein geschlossenes Verteilernetz bei einer dezentralen Objektversorgung 

eines urbanen Wohnquartiers nahezu niemals vorliegt. 

Insofern stellt sich in diesen auch durch das Mieterstromgesetz in den Fokus genommenen 

Konstellationen („Energiewende in die Städte tragen“) nahezu immer die Frage, ob der in 

einem Wohnquartier erzeugte Strom ohne Netzdurchleitung zu allen Häusern des Wohn-

quartiers geleitet werden kann. (Und ist diese Frage auch bei allen dezentralen Versor-

gungsmodellen ohnehin zu prüfen.) Dabei ist dann dementsprechend auch schon heute 

immer zu prüfen, ob es sich bei der „Anlage zur Abgabe von Energie“, die in diesem Wohn-

quartier verlegt ist, um eine Kundenanlage i.S.d. § 3 Nr. 24a EnWG oder zumindest um 

eine Direktleitung i.S.d. § 3 Nr. 12 EnWG handelt. Insofern strahlt – entgegen der gegen-

teiligen Aussage am Ende der Rn. 71 im Hinweisentwurf – der Begriff der Kundenanlage 

selbstverständlich schon heute in die Frage der Zulässigkeit der Gewährung des PV-

Mieterstromzuschlags aus. 

(2) 

Es ist auch richtig, dass der Bundesrat im Gesetzgebungsprozess des PV-Mieterstrom-

gesetzes auf den Begriff der Kundenanlage Bezug genommen hat. Dieser Äußerung des 

Bundesrates lag der ursprüngliche Gesetzesentwurf der Bundesregierung zugrunde, wel-

cher die Förderung nach § 21 Abs. 3 EEG 2017 sowohl hinsichtlich des Anlagenortes als 

auch des Stromverbrauchortes auf Wohngebäude beschränken wollte. Dazu führte der 

Bundesrat aus, dass dadurch das „Potential von PV-Mieterstrom unzureichend ausge-

schöpft“ werde (BR-Drs. 347/17, S. 1). Der Bundesrat schlug daher vor, den räumlichen 

Anwendungsbereich flexibler zu gestalten, indem etwa alle Gebäude „innerhalb einer Kun-

denanlage oder in einem Wohnquartier“ ebenfalls gefördert werden sollten.  
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Im Ergebnis des gesetzgeberischen Prozesses wurde dann freilich der Verbrauchsort in § 

21 Abs. 3 EEG 2017 „nur“ auf Wohngebäude und Nebenanlagen in „unmittelbaren räumli-

chen Zusammenhang“ ausgeweitet. Es wurde also ein anderes räumliches Kriterium ge-

wählt als das des „räumlich zusammengehörenden Gebietes“ und dem Vorschlag des Bun-

desrates, die Förderung an den räumlichen Ausdehnungsbereich der Kundenanlage 

(„räumlich zusammengehörenden Gebiet“) anzuknüpfen, gerade nicht gefolgt.  

Zu beachten ist aber darüber hinaus, dass die Bezugnahme des Bundesrates sich dabei 

von Anfang an auf die räumliche Komponente der Kundenanlage beschränkte. Der PV-

Mieterstromzuschlag sollte auch für solche Strommengen gezahlt werden, die innerhalb 

eines „räumlich zusammengehörenden Gebiets“ verbraucht werden. Den übrigen Kompo-

nenten der Kundenanlagendefinition sollte dagegen keinerlei Bedeutung zukommen. 

Die von der Clearingstelle EEG|KWKG in ihrem Hinweisentwurf in Rn. 71 geäußerten Zwei-

fel an der Tauglichkeit des Kriteriums können daher diesseitig nicht geteilt werden. 

Es wäre aus diesseitiger Sicht vielmehr problemlos möglich gewesen, den Begriff des „un-

mittelbaren räumlichen Zusammenhangs“ durch den des „räumlich zusammengehörenden 

Gebiets“ zu ersetzen. Dagegen spricht auch nicht, dass der Begriff „sehr umstritten“ ist. 

Es handelt sich vielmehr, wie auch beim „unmittelbaren räumlichen Zusammenhang“ (dazu 

bereits oben) ebenfalls um einen genauso auslegungsbedürftigen unbestimmten Rechts-

begriff. 

Es heißt insofern ja im Hinweisbeschluss an anderer Stelle sogar selbst, dass der Begriff 

des unmittelbaren räumlichen Zusammenhangs ebenfalls „unscharf“ und „konturlos“ (Rn. 

51) sei und daher nur eine einzelfallbezogene Auslegung und Anwendung möglich sei. Da-

mit hat dieser Begriff gegenüber der Wortgruppe des „räumlich zusammengehörenden Ge-

bietes“ diesbezüglich keinerlei Vor- oder Nachteile. 

(3) 

Für die Praxis wären schließlich aus Sicht des VfW die Vorteile eines Gleichlaufs des räum-

lichen Anwendungsbereichs der PV-Mieterstromförderung nach § 21 Abs. 3 EEG und dem 

einer Kundenanlage enorm. 

Insbesondere würde ein solcher Gleichlauf die auch vom Bundesrat angestrebte Quartiers-

versorgung umfassend zulassen. Dies gilt gerade für die in der Praxis häufig anzutreffen-

den Mieterstromfälle, in denen Wärme und Strom aus BHKW- und PV- sowie teilweise 

Kleinwind-Anlagen in Kombination angeboten wird. Nach der jetzigen Gesetzeslage muss 

ein Mieterstromlieferant in diesen Konstellationen technisch sehr genau darauf achten, 

dass der PV-Strom innerhalb der Kundenanlage nur an solche Kunden geliefert wird, die 

diesen auch „in unmittelbaren räumlichen Zusammenhang“ zur PV-Anlage verbrauchen 

können. Dies erhöht den bürokratischen und (mess-)technischen Aufwand und steigert 

damit letztlich ohne Not die entstehenden Kosten für Mieterstrommodelle. 
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Ein Gleichlauf zwischen § 21 Abs. 3 EEG 2017 und z.B. § 6 Abs. 3 Nr. 2 KWKG würde 

insofern einen echten Schub für effiziente Quartiersversorgung bedeuten. 

Es ist auch kein Sinn – schon gar nicht aus „netztechnischer Sicht“ – dafür ersichtlich, bei 

KWK-Anlagen einerseits als Abgrenzungskriterium die Belieferung an Letztverbraucher in 

einer Kundenanlage oder in einem geschlossenen Verteilernetz ausreichen zu lassen, an-

dererseits dann aber bei der PV-Mieterstrombelieferung demgegenüber zusätzlich zur Be-

lieferung außerhalb des Netzes (der allgemeinen Versorgung) auch noch einen „unmittel-

baren räumlichen Zusammenhang“ zu verlangen. „Netztechnisch“ macht das keinen Un-

terschied, so dass es ohnehin fraglich ist, warum an dieser Stelle beim PV-

Mieterstromzuschlag das tradierte EEG-Verständnis des notwenigen Direktverbrauchs „im 

unmittelbaren Zusammenhang“ noch auftaucht. 

(4) 

Zu beachten ist darüber hinaus, dass auch § 21 Abs. 3 EEG 2017 bereits in seiner heutigen 

Fassung nach dessen Nr. 2 voraussetzt, dass der Mieterstromzuschlag nur dann gewährt 

werden kann, wenn keine „Durchleitung durch ein Netz“ erfolgt. Insofern ist es auch beim 

PV-Mieterstrom schon heute Voraussetzung, dass der PV-Mieterstrom in einer Kundenan-

lage (oder nur über eine Direktleitung) verkauft wird. Auch aus diesem Aspekt heraus 

erschließt sich nicht, warum die Kundenanlage künftig kein alleiniges „taugliches Kriterium“ 

der Abgrenzung darstellen könnte. 

Auch wenn zuzugeben ist, dass derzeit noch keine gefestigte obergerichtliche Rechtspre-

chung zum Kundenanlagenbegriff besteht, so ist gleichwohl zu berücksichtigen, dass § 3 

Nr. 24a EnWG immerhin eine durch konkrete Tatbestandsmerkmale ausgefüllte Norm zur 

Verfügung stellt, die bei der notwendigen Abgrenzung zwischen „Netz und Nicht-Netz“ zur 

Anwendung gelangen kann. 

Im Übrigen kreisen die unterschiedlichen Rechtsmeinungen zum Kundenanlagenbegriff 

entweder um das dritte Tatbestandsmerkmal des § 3 Nr. 24a EnWG, also um die so ge-

nannte Wettbewerbsrelevanz (und werden damit zumeist erst in größeren Quartieren mit 

deutlich mehr als 100 Wohneinheiten relevant, vgl. BNetzA, Schreiben vom 16.05.2014 

und vom 17.11.2014), oder aber um das zentrale vierte Tatbestandsmerkmal, also um die 

so genannte Unentgeltlichkeit (vgl. dazu zuletzt das OLG Frankfurt, Beschluss vom 

08.03.2018, 11 W 40/16, Seite 11; aber auch bereits: BGH, Beschluss vom 18.10.2011, 

EnVR 68/10 Rn. 12 und BGH, Beschluss vom 12.11.2013, EnVR 11/13). 

Was das „räumlich zusammengehörende Gebiet“ angeht, so wird diesem Tatbestands-

merkmal des § 3 Nr. 24a EnWG allenfalls eine untergeordnete Bedeutung zugesprochen 

(so zuletzt das OLG Frankfurt mit Beschluss vom 08.03.2018, 11 W 40/16, Seite 21; 

ebenso: Wolf, in: Säcker, Energierecht, § 110 Rn. 40) oder aber eine verlässliche Ausle-

gungsregel hierzu zur Verfügung gestellt. Letzteres hat namentlich die BNetzA in ihrem 

Beschluss vom 27.07.2017 (Az. BK6-16-279) getan. Danach kann trotz Querung einer 
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öffentlichen Straße im Rahmen einer Einzelfallbetrachtung eine räumliche Zusammenge-

hörigkeit des Gebiets vorliegen, wobei u.a. die folgenden Gesichtspunkte zu berücksichti-

gen sind: 

• Bauart und Ausmaß der Verkehrsquerung(en) 

• der Charakter der Straße als Hauptverkehrsstraße oder zum Zwecke der Erschlie-

ßung eines Gebietes 

• Art und Ausmaß der Nutzung 

cc. 

Nach alledem würde der VfW weitergehende rechtpolitische Überlegungen in diesem Sinne 

einer verbesserten Mieterstromförderung sehr begrüßen. Es wäre aus Sicht der Praxis ein 

großer Gewinn, wenn man auf das zusätzliche Kriterium des „unmittelbaren räumlichen 

Zusammenhangs“ beim PV-Mieterstromzuschlag verzichten würde und stattdessen – wie 

im KWKG – das Netz als alleiniges (räumliches) Abgrenzungskriterium zwischen dezentra-

lem Mieterstromverkauf und über das Netz zu organisierender Direktvermarktung genügen 

ließe. 

Gerne steht der VfW für derartige Überlegungen konstruktiv zur Verfügung und bietet hier-

bei weiterhin seine jederzeitige Mithilfe an. 

Hannover, 19. März 2018 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Dipl.-Ing. Norbert Krug    Tobias Dworschak 

Präsident      Geschäftsführer 
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